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In einer Studie der Universität Mainz aus dem Jahr 2002 wurde festgestellt, dass Europa bei den Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege und der BAGFW einen „hohen Stellenwert“ genießt. Etwa 70-80% der befragten Organisationen unterhalten „Kontakte“ zu anderen europäischen Organisationen, 60% nehmen an transnationalen Projekten teil. Als wichtigstes Ziel der Europaarbeit wurden „Informations- und Erfahrungsaustausch“, „Vernetzung“, „Fachdiskussion“, „Weiterbildung“ und „Öffentlichkeitsarbeit“ genannt.
 Diese Ergebnisse lassen vermuten, dass Europa zu einem unverzichtbaren Bestandteil der Sozialwirtschaft in Deutschland geworden ist. Welche Notwendigkeit besteht jedoch genau, sich mit „Europa“ auseinander zu setzen? Wie geschieht dies im einzelnen und welche Bedeutung kommt Netzwerken dabei zu? Wie dies am geeignetsten funktioniert, soll an dieser Stelle in aller Kürze umrissen werden.

Jacques Delors, früherer Präsident der Europäischen Kommission, stellte bereits vor einem halben Jahrzehnt fest, dass 80% der Wirtschaftsgesetzgebung nicht mehr auf nationaler, sondern auf europäischer Ebene beschlossen wird. Schon längst ist aus der ursprünglichen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eine Union geworden, die auf so gut wie alle Bereiche von Politik und Gesellschaft, Markt und Staat Einfluss nimmt. Kein Wunder, dass auch der sogenannte „Dritte Sektor“ von Europa betroffen ist. Mit der Unterzeichnung des Amsterdamer Vertrags im Oktober 1997 wurden Teile der Sozialpolitik Gegenstand der Gemeinschaftspolitik und damit der europäischen Gesetzgebung. EU-Zuständigkeiten sind darüber hinaus in vielen anderen Tätigkeitsbereichen der Sozialwirtschaft zu nennen wie z.B. in der Migrations- und Flüchtlingsarbeit, im Gesundheitswesen, bei Bildung und Beschäftigung sowie in der Jugendarbeit. Der Einfluss der EU auf diese Politikfelder äußert sich dabei auf dreierlei Art: in der Gesetzgebung, in der Vergabe von Fördergeldern und in der Eröffnung neuer Märkte und Lernfelder. 

Die EU erlässt Gesetze (Verordnungen und Richtlinien), die größtenteils EU-weite (Mindest)Standards festlegen. So hat die EU beispielsweise im Jahr 2000 eine Antidiskriminierungsrichtlinie erlassen, die von den Mitgliedstaaten in ihr jeweiliges nationales Recht umzusetzen ist.
 Regelungen zur Arbeitszeit, wie das jüngste Urteil des Europäischen Gerichtshofs, das den Bereitschaftsdienst von Ärzten im Krankenhaus mir Arbeitszeit gleichsetzte, zum Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz oder zur Gleichstellung von Männern und Frauen gehören dazu ebenso wie Bestimmungen zum Familiennachzug von Einwanderern. Seit dem Vertrag von Nizza von 2001 werden in der europäischen Sozialpolitik Gesetze mit qualifizierter Mehrheit des Ministerrates beschlossen, in dem die Regierungsvertreter der EU-Mitgliedstaaten entscheiden. Diese Regelung kann dazu führen, dass Gesetze gegen den Willen der Bundesregierung beschlossen werden. Da auch das Europäische Parlament inzwischen die Möglichkeit hat, ein Gesetz gegen den Willen des Ministerrates zu Fall zu bringen, tun sich nun ganz andere Machtstrukturen auf. Daraus leiten sich neue Herausforderungen und Chancen für die Sozialwirtschaft ab. Als Anbieter sozialer Dienstleistungen ist die Sozialwirtschaft von der europäischen Gesetzgebung ebenso betroffen wie als Anwalt der sozial Schwachen und steht vor der Aufgabe, ihren Einfluss geltend zu machen, um ihre Interessen zu vertreten.

Wie kann die Sozialwirtschaft diesen Anforderungen gerecht werden und sich optimal in die Prozesse der Meinungsbildung auf europäischer Ebene einmischen? Schon schnell wird ersichtlich, dass ohne „Netzwerke“ nichts geht. „Um eine größtmögliche politische Wirkung zu entfalten, ist es notwendig, in Kooperation mit anderen sozialen Organisationen [...] europäische Positionen […] zu formulieren“.
 Diese Zusammenarbeit in der Interessensvertretung ist der klassische Fall der Netzwerkarbeit, d.h. der "überwiegend informellen (aber auch formellen) Interaktion zwischen Akteuren, meist Organisationen [...] mit unterschiedlichen, aber wechselseitig abhängigen Interessen, die ein gemeinsames Handlungsziel auf einer dezentralen, nicht hierarchischen Ebene bearbeiten".
 Der zentrale Netzwerkakteur für soziale Organisationen in Brüssel ist die 1994 gegründete Platform of European Social NGOs ("Social Platform"). Sie vereint 40 europäische Dachorganisationen mit einer Vielzahl von nationalen Mitgliedern und vertritt auf diese Weise insgesamt etwa 1700 Organisationen. Mitglieder der Social Platform sind unter anderem der European Round Table of Welfare Organisations (ETWelfare), dem wiederum die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege angehört, das Red Cross EU Liaison Bureau, das die europäischen Rotkreuzgesellschaften vereint, und Solidar, ein europäisches Bündnis sozialer und humanitärer Organisationen, in dem u.a. der Arbeiterwohlfahrt Bundesverband Mitglied ist. Im Haushaltsjahr 2001/2002 verfügte die Social Platform über ein Budget von fast 700.000 Euro, das zu 90% aus Fördergeldern der EU bestand.
 Die EU-Kommission fördert damit ganz gezielt ein übergeordnetes Netzwerk, um den Dialog mit den sozialen Organisationen zu vereinfachen und zu strukturieren. Die Social Platform steht in ständigem Kontakt zu der Europäischen Kommission und wird von dieser aufgrund ihres Gewichts als zentraler Ansprechpartner der Sozialwirtschaft wahrgenommen. Einzelne Organisationen haben kaum eine Chance für ihre Positionen Beachtung zu finden, wenn es ihnen nicht gelingt Mitstreiter aus anderen Ländern zu gewinnen. Für diese Art der Interessensbündelung und Formulierung von Positionen gibt es Fachausschüsse in den europäischen Dachorganisationen.

Nur in Netzwerken wie der Social Platform kann die Sozialwirtschaft die Vertretung ihrer Interessen und die ihrer Mandanten auf europäischer Ebene effektiv wahrnehmen und sich aktiv für die Verbesserung der Lebensbedingungen und den sozialen Schutz benachteiligter Menschen einsetzen. Darüber hinaus kommt ihr auch eine Bedeutung für die Entwicklung des europäischen Gesellschaftsmodells zu, das sie im Rahmen des zivilen Dialogs auf europäischer Ebene mitgestalten kann.
 Das dies erst recht nicht allein möglich ist, versteht sich von selbst. 

Nicht nur für die Mitgestaltung der EU-Politik – als betroffener Anbieter sozialer Dienstleistungen oder als Vertreter der Interessen der Bedürftigen – sondern auch für die Nutzung der vielfältigen EU-Förderprogramme sind Netzwerke die einzige adäquate Handlungsform. Die EU setzt große Teile ihrer Haushaltsmittel ein, um die Umsetzung der gemeinschaftlichen Politik in den Mitgliedstaaten zu unterstützen. Um bei dem Beispiel der Antidiskriminierung zu bleiben: Die EU hat parallel zu der Richtlinie ein Aktionsprogramm zur Bekämpfung von Diskriminierungen aufgelegt, mit dem der Erfahrungsaustausch und die Entwicklung innovativer Konzepte auf europäischer Ebene gefördert wird.
 Mindestens 200 verschiedene für die Sozialwirtschaft relevante Förderprogramme bestehen derzeit auf europäischer Ebene, von den Strukturfonds, mit denen die EU im Zeitraum von 2000-2006 28 Mrd. Euro für die Regionalentwicklung in Deutschland bereitstellt, bis zu ganz speziellen Haushaltslinien wie z.B. die Haushaltslinie A-3024 „Europa eine Seele geben“, die in diesem Jahr die Diskussion über die europäische Integration mit 1,26 Mio. Euro unterstützt. Diese Förderprogramme bieten der Sozialwirtschaft finanzielle Unterstützung, aber sie fordern gleichzeitig die Vernetzung auf europäischer Ebene, indem ausschließlich europäisch relevante Fragestellungen und transnational ausgerichtete Projekte kofinanziert werden. In den 80er Jahren hielt das sogenannte "Prinzip der Partnerschaft" Einzug in die EU-Förderung. Damit sind einerseits die engen Verbindungen zwischen der Europäischen Kommission und den öffentlichen und privaten Akteuren auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene in den EU-Mitgliedstaaten gemeint. Andererseits betrifft dieses Gebot aber auch die Ausgestaltung von EU-konformen Projekten. Für jedes einzelne EU-Förderprogramm gibt es eigene Förderkriterien, welche die Anzahl der notwendigen Projektpartner genau beziffert. Wer über die Mindestanforderungen hinaus noch weitere sich ergänzende Partnerorganisationen vorweisen kann, erhöht seine Chancen auf eine Bewilligung der stark umkämpften EU-Fördergelder ganz ungemein. Fazit: Nur wer sich vernetzt und Organisationen aus anderen Ländern beteiligt, die in demselben Feld tätig sind und an ähnlichen Fragenstellungen arbeiten, kann wirksam EU-Projekte entwickeln und umsetzen. Dazu empfiehlt es sich, den Kontakt und Austausch mit Partnerorganisationen aus anderen Ländern kontinuierlich zu pflegen und die eigenen Projekte direkt mit potentiellen Partnern zu konzipieren. Aus diesem Austausch entstehen neue Perspektiven für die eigene Arbeit und die fachliche Diskussion. 

Damit zeigt sich die dritte Dimension der Europaarbeit neben der Interessensvertretung und der Akquisition von EU-Fördergeldern: Öffnen sich die Märkte, so bedeutet dies auch, dass die Anbieter sozialer Dienstleistungen grenzüberschreitend tätig werden können. In mehreren bekannt gewordenen Urteilen hat der Europäische Gerichtshof bestätigt, dass Sozial- und Gesundheitsleistungen in anderen Ländern eingekauft werden dürfen. Damit ist der Weg für eine Europäisierung der Sozialwirtschaft geebnet. Unter welchen Bedingungen die eingeläutete Europäisierung erfolgt, ist seit der Mitteilung der Europäischen Kommission über die Leistungen der Daseinsvorsorge von September 2000 Gegenstand heftiger Diskussionen auf europäischer Ebene. Sollten soziale Dienste dem europäischen Wettbewerbsrecht unterliegen, so kämen auf den Sektor der Sozialwirtschaft unliebsame Veränderungen zu. Andererseits ist aber Europa ist ein hervorragendes Feld für diejenigen Organisationen, die über die Grenzen schauen, ihre Dienstleistungen grenzüberschreitend anbieten wollen oder von anderen lernen wollen. Auch Joint Ventures und Unternehmendkooperationen sind letztlich Netzwerke auf europäischer Ebene. 

Wie sich hier zeigen ließ, bestehen Netzwerke in einer Vielzahl von Kooperationsformen und treten in allen Bereichen der Europaarbeit einer Organisation auf. Wie aber bilden sich Netzwerke, welche Arten von Netzwerken gibt es und wie funktionieren diese auf europäischer Ebene? Hier lohnt sich ein Blick auf das Stufenmodell der Netzwerkbildung, das in der o.g. Studie der Universität Mainz entwickelt wurde:
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(Stufenmodell der Netzwerkbildung nach Hamburger u.a. 2002)

Setzt man voraus, dass die Notwendigkeit erkannt wird, sich mit Europa zu beschäftigen, so ist der erste Schritt auf dem Weg zur Netzwerkbildung, sich über alle wichtigen Themen ausreichend und regelmäßig zu informieren. Informationen müssen systematisch bezogen und ausgewertet werden. Dazu empfiehlt es sich, regelmäßig die einschlägigen Quellen zu konsultieren. Newsletter oder andere Informationsmedien können abonniert werden, die bereits eine Vorauswahl der relevanten Informationen getroffen haben. Auf Basis der Informationen beginnt das eigentliche Handeln. Gibt es ein interessantes Förderprogramm, das für eine Projektfinanzierung genutzt werden kann? Sollen die Positionen der Sozialwirtschaft in einer bestimmten Diskussion auf europäischer Ebene eingebracht werden? Dann müssen Kontakte zu potentiellen Partnern hergestellt werden und Kooperationen eingegangen werden. Dies ist schon der erste Schritt zur Netzwerkbildung. Angesichts der Personalknappheit in den sozialen Organisationen und dem Mangel an finanziellen Ressourcen für die Europaarbeit ist dies allein jedoch kaum zu bewältigen. Bei 60-70% der Verbände gibt es keine spezielle Arbeitseinheit für die Europaarbeit. Der Anteil des Budgets einer sozialen Organisation, der für Europaarbeit zur Verfügung steht, ist meist verschwindend gering.
 Das Abklären, in welchen Bereichen man auf welche Weise aktiv werden will, das Finden von Partnern mit gleichen Interessen und die Organisation der Zusammenarbeit, all diese Schritte erfordern Anleitung und Hilfestellung. 

Genau zu diesem Zweck hat die Bank für Sozialwirtschaft vor sechs Jahren ein Europabüro in Brüssel gegründet. Als EU-Agentur für die Sozialwirtschaft unterstützt das BFS Europabüro soziale Organisationen im Aufbau und der Ausgestaltung ihrer Europaarbeit. Es bietet mit dem EU-Förderinformationssystem EUFIS eine Onlinedatenbank, die relevante EU-Informationen übersichtlich und aktuell bereit stellt. Zusätzlich berät das BFS Europabüro Interessenten in allen Fragen der EU-Förderung. Durch die Präsenz in Brüssel unterhält die Bank für Sozialwirtschaft Beziehungen zu sozialwirtschaftlich relevanten Netzwerken und zu den EU-Institutionen. Kontakte ins Ausland und zu den europäischen Dachverbänden der Sozialwirtschaft können vermittelt werden. Inzwischen ist das BFS Europabüro selbst Teil eines europäischen Netzwerks geworden, indem es sich in dem europäischen Verband der ethischen und alternativen Banken "FEBEA" engagiert. Mit ihren Partnern aus Frankreich, Polen und Italien ist die Bank für Sozialwirtschaft in Brüssel jüngst eine Bürogemeinschaft eingegangen, die den Nutzern der EU-Dienstleistungen der BFS ganz neue Perspektiven der Europaarbeit eröffnet.

Die Notwendigkeit, in Netzwerken zu agieren, ist unabdingbar. Nur über Netzwerke kann sich die Sozialwirtschaft auf europäischer Ebene einbringen und die vielfältigen Aspekte der Europäisierung effektiv angehen. Aber dies ist nicht gleichbedeutend damit, dass jeder selbst aktiv Netzwerke in Brüssel unterhalten muss. Netzwerkarbeit kann auch bedeuten, jemand anderen zu beauftragen, der die Kontakte aufbaut und pflegt und sie der Organisation, die sie braucht, zur Verfügung stellt. Dieses Vorgehen ist nicht nur praktisch, es ist sogar für die meisten Organisationen der beste Weg, um sich ressourcenschonend in Europa einzubringen. Zwar eröffnet fast jede Woche ein weiterer Verband oder ein Unternehmen ein „Verbindungsbüro“ in Brüssel, so dass heute etwa 15.000 Interessensvertreter ungefähr 20.000 Kommissionsbeamten gegenüber stehen.
 Aber viele dieser Vertretungen haben es schwer, eine effiziente Struktur aufzubauen und sich im Dickicht der EU-Verwaltung zurecht zu finden. Es kommt schließlich nicht darauf an, um jeden Preis selbst präsent zu sein, sondern darauf sich in den richtigen Netzwerken zu engagieren. Mit Unterstützung durch die Verbände oder durch andere kompetente Partner kann dies jede Organisation mit vertretbarem Aufwand leisten. 

Literatur:

Anheier, Helmut K.: Rahmenbedingungen für die Arbeit sozialer Organisationen, Initiativen und Dienste. Eine wirtschafts- und gesellschaftspolitische Analyse. Vortrag auf der Konferenz des Deutschen Roten Kreuzes anlässlich der Deutschen EU-Präsidentschaft am 19.-21. Mai 1999.

Becher, Berthold: Die Europäisierung der Sozialwirtschaft als Chance: Wie kann sie von den Wohlfahrtsverbänden genutzt werden?, in: Europäische Sozialpolitik. EU-Förderung und das Engagement der Johanniter. Dokumentation der Veranstaltung am 1. März 2001 in Zusammenarbeit mit der Bank für Sozialwirtschaft G, Köln (Schriftenreihe Johanniter Forum Berlin, Heft 14), Berlin 2001.

Eulenburg, Soscha Gräfin zu: Die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege als Betroffene und Akteure europäischer Politik, in: Europäische Sozialpolitik. EU-Förderung und das Engagement der Johanniter. Dokumentation der Veranstaltung am 1. März 2001 in Zusammenarbeit mit der Bank für Sozialwirtschaft G, Köln (Schriftenreihe Johanniter Forum Berlin, Heft 14), Berlin 2001.

Hamburger, Franz/Lauer, Felicia/Stauf, Eva: Netzwerke der Sozialen Arbeit in Europa – Programmatik und Funktion transnationaler Kooperationen, in: Schauer, Reinhart/Putschert, Robert/Witt, Dieter (Hg.): Nonprofit-Organisationen und gesellschaftliche Entwicklung: Spannungsfeld zwischen Mission und Ökonomie. 5. Colloquium der NPO-Forscher im deutschsprachigen Raum, Johannes-Kepler-Universität Linz, 17.-19. April 2002. Linz, 2002.

Hamburger, Franz/Lauer, Felicia/Stauf, Eva: Netzwerke der Sozialen Arbeit in Europa. – Zusammenfassung der Ergebnisse, Mainz 2002.

Helmes, Peter: Lobbying in Europa. Der Basar der Informations-Beeinflussung, in: Verbands-Management 2/2000.

Hériter, Adrienne: Policy-Netzwerkanalyse als Untersuchungsinstrument im europäischen Kontext: Folgerungen aus einer empirischen Studie regulativer Politik, in: Héritier, Adrienne (Hg.): Policy-Analyse. Kritik und Neuorientierung, PVS-Sonderheft 24, Opladen 1993.

Öner, Özgür: Der europäische Integrationsprozess als Herausforderung für die Freie Wohlfahrtspflege in Deutschland, in: Werkstatt Magazin der BAGWfB, August 2002.

� Hamburger u.a. 2002: Ergebnisse.


� Dies ist in Deutschland teilweise geschehen durch das Gleichstellungsgesetz. Im Juli 2003 mahnte die EU-Kommission jedoch die immer noch mangelhafte Umsetzung in den meisten EU-Mitgliedstaaten an.


� Öner 2002: 2.


� Héritier 1993: 432 f.


� � HYPERLINK "http://www.socialplatform.org" ��www.socialplatform.org�. 


� Eulenburg 2001: 40; Anheier 1999: Thesen 4+5.


� Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Bekämpfung von Diskriminierungen 2000-2006.


� Hamburger u.a. 2002: 100


� Hamburger u.a. Ergebnisse: 3.


� Helmes 2000: 18f.
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